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Regierungsviertel in Berlin, Bulmahn
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Rückzug aus Bonn
Ganz diskret verlagern derzeit mehrere Bundesministerien

ihr Personal von Bonn nach Berlin. So will Entwicklungs-
hilfeministerin Heidemarie Wieczorek-Zeul, bisher mit etwa 50
Beamten in Berlin vertreten, in den nächsten Monaten 40 Mit-
arbeiter aus Bonn nachholen. Verteidigungsminister Peter
Struck will mehrere Dutzend Offiziere des Führungsstabs nach
Berlin verlegen, und Bildungsministerin Edelgard Bulmahn
d e r  s p i e g e l 5 / 2 0 0 3
plant, ihre 120 Stellen in Berlin in den kom-
menden drei Jahren auf 250 zu erhöhen – zu
Lasten Bonns. Selbst im Wirtschafts- und Ar-
beitsministerium von Wolfgang Clement, der
als NRW-Ministerpräsident noch eifriger Ver-
fechter des Standorts Bonn war, wird erwo-
gen, für anstehende Reformvorhaben Dut-
zende Fachbeamte von Bonn an die Spree zu
holen. Bisher lässt ein Kabinettsbeschluss von
1998 für die sechs Bundesministerien mit ers-
tem Dienstsitz in Bonn unter gewissen Um-
ständen 25 Prozent des Personals in der
Hauptstadt zu. Ein Staatssekretär: „Alle wol-
len ihr Personal in Berlin haben – aber kei-
ner sagt es.“
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Erfolg mit Aussteigern
Nach Erkenntnissen des nordrhein-westfälischen Verfassungs-

schutzes melden sich in jüngster Zeit viele ausstiegswillige
Rechtsradikale direkt bei der Polizei. In den letzten Monaten seien
es, so ein Beamter, „einige Dutzend“ gewesen. Dieser „positive
Trend“, heißt es in einem zur Verschlusssache gestempelten Papier
des Innenministeriums, soll „mit Hilfe zielgerichteter polizeilicher
Maßnahmen verstärkt werden“. So fordert das Innenministerium
Polizeipräsidien und Bezirksregierungen auf, auch „anlassunabhän-
gig, zum Beispiel im Rahmen eines Kontaktgesprächs durch den
Staatsschutz“, an Rechtsradikale heranzutreten. Mit Hilfe von „Er-

kenntnissen aus den Krimi-
nalakten“ sollen „die im
jeweiligen Zuständigkeits-
bereich wohnhaften Perso-
nen der Szene“ gezielt an-
gesprochen und zum Aus-
stieg bewegt werden. Die
Bezirksregierungen werden
in dem Papier angewiesen,
vierteljährlich – erstmals 
zum 31. März – über die
Zahl der „anlassabhängigen
und anlassunabhängigen
Kontakte“ zu Rechtsradika-
len zu berichten. NPD-Demonstration (in Essen)
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Konzept gegen Korruption
Mit drastischen Veränderungen des Beamtenrechts

wollen Staatsanwälte und Politiker die Korruption
bekämpfen. So soll Beamten künftig nach französi-
schem Vorbild verboten werden, unmittelbar nach 
ihrem Ausscheiden aus dem Dienst bei einer jener Fir-
men in der Privatwirtschaft anzuheuern, denen sie
zuvor noch Aufträge erteilt hatten. Eine Expertenrunde,
der neben Wissenschaftlern auch der Frankfurter Ober-
staatsanwalt Wolfgang Schaupensteiner angehört, plä-
diert für eine fünfjährige Sperrfrist, um eine „Hono-
rierung früheren Wohlverhal-
tens“ zu verhindern. Der nieder-
sächsische Justizminister Christi-
an Pfeiffer (SPD) will jetzt einen
entsprechenden Gesetzesentwurf
in den Bundesrat einbringen, der
darüber hinaus die Nebentätig-
keitsgenehmigungen für Beamte
stark beschneidet. Nach Über-
zeugung von Ermittlern ködern
Firmen zum Beispiel Bauamts-
mitarbeiter immer wieder mit lu-
krativen Aufträgen als Gutachter
und nutzen den guten Draht
dann später aus. Pfeiffer
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